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Sehr geehrte Damen und Herren,

welche Auswirkungen hat die Anhebung der Bagatellgrenzen für eigenbetrieblich genutzte 
Grundstücksteile auf eine drohende Betriebsaufspaltung? (Nr. 2) Welche Vorteile bringt dem 
Gesellschafter einer GmbH ein Forderungsverzicht gegen Besserungsschein? (Nr. 3 und 4) 
Wie kann die Verabschiedung des Senior-Geschäftsführers durch die Gesellschaft steuerop-
timal gestaltet werden? (Nr. 1) Was ist beim Verzicht auf eine Pensionszusage zu beachten, 
wenn steuerliche Nachteile für den verzichtenden Gesellschafter-Geschäftsführer vermieden 
werden sollen? (Nr. 5) Die Antworten auf diese Fragen lesen Sie in diesem Rundschreiben.

Mit freundlichen Grüßen

Aus dem Inhalt:
1	� Verabschiedung eines Arbeitnehmers: Kosten der Abschiedsfeier sind kein 

Arbeitslohn
2	� Betriebsaufspaltung: Auswirkungen der erhöhten Bagatellgrenzen für eigenbetrieblich 

genutzte Grundstücksteile
3	� Forderungsverzicht gegen Besserungsschein (1): Ein Gesellschafterbeitrag zur 

GmbH-Sanierung
4	� Forderungsverzicht gegen Besserungsschein (2): Verzinsung der wieder 

eingebuchten Verbindlichkeit
5	� Pensionszusage: Betrieblich veranlasster Verzicht auf eine Pensionszusage
6	� Firmenwagenüberlassung: Keine Minderung des geldwerten Vorteils aus der 

Privatnutzung durch vom Arbeitnehmer gezahlte Stellplatzkosten
7	� Gesellschaft mit gebundenem Vermögen: Eine neue Rechtsform der 

Kapitalgesellschaft?
8	� Mitarbeiterbeteiligung: Vergütungen aus einer typisch stillen Beteiligung 

als Einkünfte aus Kapitalvermögen



1	� Verabschiedung eines Arbeitnehmers: 
Kosten der Abschiedsfeier sind kein 
Arbeitslohn

Trägt der Arbeitgeber die Kosten für einen Empfang an-
lässlich der Verabschiedung eines Arbeitnehmers in den 
Ruhestand, führen diese Kosten beim Ausscheidenden 
nicht zu Arbeitslohn, wenn es sich um ein Fest des Arbeit-
gebers handelt. So entschied der BFH in einem Urteil vom 
19.11.2025.

Der Sachverhalt:

Ein Geldinstitut (Klägerin) veranstaltete einen Empfang in 
ihren Geschäftsräumen, um den scheidenden Vorstands-
vorsitzenden zu verabschieden und gleichzeitig seinen 
Nachfolger vorzustellen. Organisation und Umsetzung ob-
lagen der Personalabteilung des Geldinstituts. Die Gäste-
liste wurde unabhängig von der konkreten Veranstaltung 
nach geschäftsbezogenen Gesichtspunkten festgelegt. 
Unter den ca. 300 Gästen befanden sich frühere und jet-
zige Vorstandsmitglieder der Klägerin, ausgewählte Mitar-
beiter, der Verwaltungsrat und Angehörige des öffentlichen 
Lebens aus Politik, Verwaltung sowie aus bedeutenden 
Unternehmen und Institutionen aus der Region. Weiter 
waren Vertreter von Banken und Sparkassen, von Ver-
bänden, Kammern und kulturellen Einrichtungen sowie 
Pressevertreter anwesend. Außerdem waren acht Fami-
lienangehörige des scheidenden Vorstandsvorsitzenden 
eingeladen. Die Kosten für den Empfang trug das Geldin-
stitut.

Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass die Kosten 
dem ausgeschiedenen Vorstandsvorsitzenden als Arbeits-
lohn zuzurechnen sind und nahm die Klägerin für die hier-
auf entfallende Lohnsteuer in Haftung. Es ging davon aus, 
dass übliche Sachleistungen des Arbeitgebers aus Anlass 
der Verabschiedung eines Arbeitnehmers steuerpflichti-
gen Arbeitslohn darstellen, wenn die Aufwendungen des 
Arbeitgebers 110 Euro pro Gast überschreiten.

Der BFH hat die Revision des Finanzamts zurückgewie-
sen und wie folgt entschieden: Finanziert der Arbeitgeber 
eine Feierlichkeit, liegt Arbeitslohn nur dann vor, wenn es 
sich um eine private Feier des Arbeitnehmers handelt, 
nicht aber wenn die Gäste anlässlich eines Festes des 
Arbeitgebers bewirtet werden. Ob es sich um ein Fest 
des Arbeitgebers oder des Arbeitnehmers handelt, ist un-
ter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls zu 
entscheiden. Dabei ist neben dem Anlass der Feierlichkeit 
auch von Bedeutung, wer 

–	� als Gastgeber auftritt,

–	� die Gästeliste bestimmt,

–	� eingeladen ist,

–	� wo gefeiert wird und

–	� welchen Charakter das Fest hat (betrieblich oder 
privat).

Die Verabschiedung eines Arbeitnehmers hat überwiegend 
beruflichen (betrieblichen) Charakter. Sie stellt den letzten 

Akt im aktiven Dienst des Arbeitnehmers bei seinem Ar-
beitgeber dar und ist folglich (noch) Teil der Berufstätigkeit. 
Mit der Verabschiedung des scheidenden Vorstandsvorsit-
zenden ging zudem die Amtseinführung seines Nachfol-
gers einher. Die Klägerin selbst trat als Gastgeberin des 
Empfangs auf und bestimmte die Gästeliste. Der Empfang 
fand außerdem in den Räumlichkeiten der Klägerin statt. 
Der BFH hat außerdem entschieden, dass entgegen der 
Auffassung des Finanzgerichts auch die auf den Arbeit-
nehmer selbst und seine Familienangehörigen entfallen-
den Kosten kein Arbeitslohn sind, wenn wie hier die Teil-
nahme der Familienangehörigen gesellschaftsüblich ist.

Was der BFH für die Verabschiedung eines Sparkas-
senchefs entschieden hat, dürfte auch für GmbH-Ge-
schäftsführer gelten – unabhängig davon, ob sie zugleich 
Gesellschafter der GmbH oder nicht beteiligt sind. Die 
Gesellschaft sollte sich freilich konsequent an den Krite-
rien orientieren, die im Urteilsfall dafür maßgeblich waren, 
dass es sich um eine betriebliche Abschiedsfeier handelte. 
Allerdings müssen nicht – wie im Urteilsfall – 300 Gäste 
an der Verabschiedung teilnehmen. Auch eine Feier mit 
nur 30 Gästen kann einen betrieblichen Charakter haben. 
Lohnsteuerliche Konsequenzen für den scheidenden Ge-
schäftsführer oder gar verdeckte Gewinnausschüttungen 
wegen seiner Gesellschafterstellung wären dann nicht zu 
befürchten.

2	� Betriebsaufspaltung: Auswirkungen der 
erhöhten Bagatellgrenzen für eigenbe-
trieblich genutzte Grundstücksteile

Gesellschafter-Geschäftsführer  (GGF), die Räume ihres 
Hauses oder ihrer Eigentumswohnung der GmbH zur Nut-
zung überlassen – egal ob entgeltlich (Vermietung) oder 
unentgeltlich – begründen auf diese Weise in der Regel 
eine Betriebsaufspaltung. Die dafür erforderlichen Vor-
aussetzungen sind regelmäßig gegeben: In der Überlas-
sung z.B. des häuslichen Arbeitszimmers an die GmbH 
liegt eine sachliche Verflechtung, wenn dieses Zimmer 
der einzige Büroraum der GmbH wird. Daneben ist eine 
persönliche Verflechtung gegeben, wenn ein mehrheit-
lich beteiligter GGF sowohl das Besitzunternehmen (den 
der GmbH überlassenen Grundstücksteil) als auch die 
Betriebs-GmbH beherrscht. Daraus ergibt sich als Konse-
quenz, dass der überlassene Grundstücksteil zu Betriebs-
vermögen und ein vereinbartes Entgelt zu gewerblichen 
Einkünften wird. Schließlich werden vom Zeitpunkt der 
Überlassung an die vom GGF gehaltenen Anteile zu Be-
triebsvermögen.

Wird das häusliche Arbeitszimmer später wieder privat 
genutzt oder das Haus verkauft und endet damit die Be-
triebsaufspaltung, ist die auf das häusliche Arbeitszimmer 
entfallende anteilige Wertsteigerung zu versteuern. Ent-
sprechendes gilt für die Wertsteigerung der GmbH-Be-
teiligung während der Betriebsaufspaltung. Damit drohen 
möglicherweise erhebliche Steuerbelastungen, ohne dass 
dem GGF Liquidität zugeflossen ist, aus der die Steuer-
belastung hätte beglichen werden können. Deshalb kann 
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